Absender:

An das
Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Postfach 60 10 61
14410 Potsdam

T13@lfu.brandenburg.de

Einwendung gegen Errichtung und den Betrieb einer Hähnchenmastanlage auf dem Grundstück in 15328 Golzow, Genschmarer Straße 25, Gemarkung Golzow, Flur 4, Flurstücke 416 und 417 (neue Bezeichnungen 632, 634) (Az. G00418), gemäß Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt vom 24. Juli 2018. 

Datum:




Sehr geehrte Damen und Herren,

der Antrag ist in der vorliegenden Form nicht genehmigungsfähig und ich fordere Sie auf, die Genehmigung zu versagen. Beachten Sie hierzu die Einwendungsgründe auf den folgenden Seiten.

Ich bitte um eine Bestätigung des Eingangs meiner Einwendung. 
Ich weise Sie darauf hin, dass die hiermit erhobene Einwendung nicht abschließend ist. Insbesondere die Vertiefung einzelner Gesichtspunkte, deren Darstellung in den vorgelegten Antragsunterlagen unvollständig oder in sich widersprüchlich ist sowie solche Aspekte, deren Berücksichtigung entgegen der Notwendigkeit gänzlich unterblieb, bleibt vorbehalten. Soweit die Einwendung zu diesen und damit in Zusammenhang stehenden Aspekten bereits im vorgelegten Dokument vertieft wurde, ist dies keinesfalls als weitere Einwendungsgründe ausschließender Vortrag zu verstehen. Ich behalte mir deshalb vor, meine hiermit erhobene Einwendung nach Zugang weiterer relevanter Informationen zu ergänzen.  
Vor Weiterleitung meiner Stellungnahme an verwaltungsexterne Dritte, insbesondere an den Antragsteller, bitte ich um Anonymisierung meiner persönlichen Daten!
Ich fordere Sie auf, nach Sichtung der eingegangenen Einwendungen alle am öffentlichen Verfahren Beteiligte zu einem öffentlichen Erörterungstermin einzuladen, unabhängig davon, wieviele gleichförmige Einwendungen abgegeben wurden. 

Zudem bitte ich hiermit um die Zusendung des Erörterungsprotokolls nach dessen Fertigstellung, schriftlich oder in digitaler Form.
Unterschrift
Einwendung
Formelle Mängel - Mängel der öffentlichen Bekanntmachung
Fehlende Bekanntgabe der Öffnungszeiten
Mit Datum 27. Juli 2018 machte das Landesamt für Umwelt in Brandenburg die öffentliche Auslegung der BImSch-Antragsunterlagen der Firma Landwirtschaft Golzow Betriebs GmbH zur Errichtung und Betrieb einer Hähnchenmastanlage (Umnutzung Rinderanlage) bekannt.

Als Auslegungsorte wurden

· das Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umweltschutz 1 Genehmigungsverfahrensstelle Ost , Müllroser Chaussee 50, Zimmer 103, 15236 Frankfurt (Oder) (Tel. 0335/560-3182) und  
· Amtsverwaltung Golzow, Seelower Straße 14, Zimmer 14, 15328 Golzow (Tel.: 033472/66923)  
benannt.

Die Angaben der Uhrzeiten, an denen die Antragsunterlagen für jedermann einzusehen waren, fehlen für beide Auslegungsorte.

Diese Angaben sind jedoch unverzichtbarer Bestandteil der ordnungsgemäßen öffentlichen Bekanntmachung. Die fehlende Bekanntmachung der Öffnungszeiten mit Wochentagen und Uhrzeiten ist geeignet, Menschen davon abzuhalten, von ihrem Beteiligungsrecht im Zuge des Genehmigungsverfahrens Gebrauch zu machen.

Aufgrund dieses Formfehlers ist eine gerichtsfeste Genehmigung zu erlangen, nicht möglich.
Auslage
Bei der Akteneinsicht in der Amtsverwaltung Golzow wurde verwehrt, die Akten zu kopieren und für solche Zwecke aus dem Gebäude zu nehmen. Auch die neue und für solche Verfahren vorgesehene Seite uvp-verbund.de wurde nicht genutzt. [Die Unterlagen hätten im Internet ausgelegt werden müssen. Dies ergibt sich aus § 27 a VwVfG, der durch das sog. Planungsvereinheitlichungsgesetz in das Verwaltungsverfahrensrecht eingeführt worden ist. Die Bestimmung ergibt sich aus § 27 a VwVfG – Öffentliche Bekanntmachung im Internet.] 

Antragsstellerin und Behörde machen es Menschen somit unerfindlich schwer, sich an diesem Verfahren zu beteiligen. Wie sollen Anwohner und AnwohnerInnen – für die das vielleicht das erste Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung darstellt – sich einen schlüssigen Überblick über die Antragsunterlagen verschaffen können? Das Genehmigungsverfahren in dieser Form ist nicht dazu geeignet für eine ausreichende und transparente öffentliche Beteiligung zu sorgen, wie sie zum Beispiel das Umweltbundesamt beschreibt: „Eine gelungene Beteiligung der Öffentlichkeit kann zu – auch und gerade aus Umweltschutzsicht – besseren Lösungen führen. Bei Verwaltungsentscheidungen kann die Beteiligung der Öffentlichkeit so Vollzugsdefiziten entgegenwirken. Hierzu können sowohl einzelne Personen als auch Verbände einen Beitrag leisten. Zugleich macht eine gute Beteiligung der Öffentlichkeit Entscheidungen nachvollziehbar und transparent und trägt so zu akzeptablen Lösungen bei. Dies kann die Dauer öffentlicher Planungen oder der Zulassung und Durchführung von Vorhaben verkürzen.“ (https://www.umweltbundesamt.de/themen/nachhaltigkeit-strategien-internationales/umweltrecht/beteiligung)
Natur- und artenschutzrechtliche Belange

Falsche Angaben zum Anlagenzustand
Das durchführende Institut SFI – Sachverständige für Immissionsschutz GmbH gibt in seiner speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung unter Punkt 5.2 Wirkbereich des Vorhabens – Bauphase an, dass nicht mit verstärkter Scheuchwirkung durch Baupersonal und Baumaschinen zu rechnen sei 

„da es sich bei der Vorhabenfläche um ein derzeit für die Rinderhaltung genutztes Anlagengelände handelt, von dem aus durch den laufenden Betrieb bereits Schallimmissionen ausgehen“. 

Diese Behauptung ist falsch. Bereits Ende März 2016, wenn nicht sogar früher, spätestens aber zum Juni 2016, wurde der Betrieb der erwähnten Anlage eingestellt. Vergleiche z.B.: „Milchproduktion in Golzow ist Geschichte“ in der Märkischen Oderzeitung vom 03.03.2016 (http://www.moz.de/artikel-

 HYPERLINK "http://www.moz.de/artikel-ansicht/dg/0/1/1463626"
ansicht/dg/0/1/1463626) und den Geschäftsbericht der Landwirtschaft Golzow Betriebs GmbH 2016. Bei einer mehrstündigen Beobachtung der Anlage gleichzeitig von verschiedensten Standpunkten um die Anlage herum durch mehrere Mitarbeiter*innen von Tierfabriken-Widerstand im November 2016 und erneut im August 2018  konnten keinerlei Tierhaltungs-Aktivitäten (außer Bauaktivitäten! dazu an anderer Stelle mehr) beobachtet werden.

Die artenschutzrechtliche Prüfung lässt damit fast zwei Jahre (einzige Vor-Ort-Termine der Mitarbeitenden des SFI am 5.10.2016 und 22.12.2016) Ruhezustand außer Acht! Es muss davon ausgegangen werden dass sich in diesem Zeitraum weitere artenschutzrechtlich relevante Tierarten am Untersuchungsstandort niedergelassen haben und das Gutachten somit als nicht mehr aktuell zu betrachten ist und neu erstellt werden muss.

Wiederholt wird im Antrag geschrieben: „Es ist geplant, die Rinderhaltung aufzugeben..“. Da die Rinderhaltung schon vor Jahren aufgegeben wurde ist diese Formulierung bewusst irreführend und als Täuschungsversuch zu werten. Der Antrag muss hier der aktuellen Situation entsprechend neu geschrieben und ausgelegt werden.
Gefährdung schützenswerter Biotope
Direkt an der Anlage angrenzend verläuft auf nördlicher Seite der Letschiner Hauptgraben, der Teil des FFH-Gebiets „Oder-Neiße Ergänzung“ (DE 3553-308) ist. Zudem grenzt die Anlage auf nördlicher Seite direkt und auf östlicher Seite angrenzend (ca. 400 m Entfernung) an das Vogelschutzgebiet „Mittlere Oderniederung“ (DE 3453-422).
Die gesetzlich geschützten Biotope IO_01 bis IO_04 – im Abstand weniger Meter zum Anlagenstandort – werden nicht ausreichend berücksichtigt. Wegen solcher Vernachlässigung umweltrelevanter Schutzgebiete kam es bereits mehrfach zu Klagen der EU gegen Deutschland. 

Im Antrag heißt es „dass es vorhabenbedingt zu einer deutlichen Reduzierung der Stickstoffbelastung kommt. Demzufolge ist mit keiner erheblichen Beeinträchtigung für die betrachteten FFH- und SPA-Gebiete auf Grund der Einwirkung Stickstoff durch das geplante Vorhaben zu rechnen. Demnach ist keine FFH-/SPA-Prüfung erforderlich.“ Diese Bauhauptung ist falsch, da es zur Zeit keine Stickstoffbelastung durch die stillgelegte Rinderanlage gibt.

Zudem schreibt das Landesamt für Umwelt auf seiner Homepage: „Teilflächen des Gebietes [Oder-Neiße Ergänzung] bilden das neue Gebiet ‚Alte Oderläufe im Oderbruch‘. Teilflächen des Gebietes werden mit den Gebieten ‚Oderaue Genschmar‘, ‚Oderaue Kienitz‘ und ‚Odervorland Gieshof‘ zusammengelegt. Das neue Gebiet erhält den Namen ‚Odervorland Oderbruch‘. Das Gebiet ‚Oder-Neiße Ergänzung wird gelöscht‘ (https://mlul.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.518837.de#O3). Golzow findet sich hier auf den Karten der „Alten Oderläufe im Oderbruch“: http://www.mlul.brandenburg.de/n/15ErhZV/15ErhZV-Blatt-36.pdf und http://www.mlul.brandenburg.de/n/15ErhZV/15ErhZV-Blatt-37.pdf. Diese unterschiedlichen Benennungen sind dazu geeignet, die Einschätzung der Situation vor Ort und damit das Verfassen einer Einwendung zu erschweren.
Fledermäuse
Die größten Gefahren für Fledermausbestände gehen neben der Verwendung von Insektiziden auf Habitatveränderungen, wie hier beantragt, zurück. Insbesondere die Gefahren durch Habitatveränderungen für die auf der Roten Liste als gefährdete Art geführten Tiere sind im Einwirkungsbereich der Bauten, baulichen Anlagen, Betriebsflächen usw. von Belang: Deren Existenz steht in einem unauflöslichen Widerspruch zum Schutzstatus der Fledermäuse. Andernorts in Deutschland wurden z. B. allein wegen Wochenstubennachweisen sogar einzelne Gebäude bzw. einzelne Gebäudeteile als FFH-Schutzgebiet ausgewiesen, z. B.: Rathaus in Höxter.
Eine Erfassungen vorhandener Fledermäuse erfolgte nicht. Es wurden nicht einmal Drittquellen zum aktuellen Fledermausvorkommen recherchiert. Die Auflistung gebäudenutzender Fledermausarten ist unvollständig. Fledermäuse weisen hinsichtlich Lebensweise und Erhaltungszustand deutliche artspezifische Unterschiede auf, die für eine qualifizierte Beurteilung der vorhabenbedingten Auswirkungen zwingend berücksichtigt werden müssen.
Hinsichtlich der Analyse und Bewertung der artenschutzrechtlichen Belange in Bezug auf die Fledermauspopulationen in mittelbaren und unmittelbaren Einwirkungsbereich der zu erweiternden Anlage in Golzow während der Bau- und Betriebsphase wurde damit ein vollkommen unzureichender Ansatz gewählt:

· es wurde keine ordnungsgemäße Feststellung des aktuellen Erhaltungszustandes der lokalen Populationen vorgenommen

· es wurden keine aktuellen Zahlen hierzu von der zuständigen Naturschutzbehörde beigezogen und bewertet

Nächtliche Begehungen zur Feststellung entsprechender Rufaktivitäten im unmittelbaren und mittelbaren Einwirkungsbereich der zu erweiternden Anlage wurden nicht vorgenommen. Damit wurden keine aktuellen verwertbaren Angaben zum tatsächlichen Bestand vorgelegt.   

Die nächsten relevanten Fledermausquartiere wurden nicht lokalisiert.

Man zieht daraus den unzulässigen Schluss, dass den artenschutzrechtlichen Belangen in Bezug auf die streng geschützten Fledermausarten mit der Empfehlung der Installation von Fledermauskästen genüge getan ist.

Dies ist insoweit fachlich unzureichend, als nicht berücksichtigt wird, dass Fledermäuse z. B. ihre Futterhabitate eben nicht in unmittelbarer Näher ihrer Behausungen haben, sondern zu deren Aufsuchung größere Flugstrecken zurücklegen. Die angrenzenden potentiellen Habitatflächen bleiben unberücksichtigt: Das tatsächliche Vorkommen von Fledermaushabitaten im Umland wurde nicht untersucht. 

Wenn aber Fledermausbestände ihre angestammten Futterhabitate aufgrund der genannten Störungstatbestände nicht mehr aufsuchen können, ist die lokale Population in ihrem Bestand gefährdet. Dies wirkt sich auf die (streng) geschützten Arten wegen der relativ geringen Reproduktionsraten, z. B. im Vergleich zu Vögeln, fatal aus.

Da aber sowohl während der Bau-, als auch während der Betriebsphase der neuen Anlage weitere Lärm- und Lichtentwicklungen, welche zu einer Vergrämung der Fledermäuse von ihren Flugrouten und Habitaten führen können, unvermeidbar sind, ist die artenschutzfachliche Prüfung insoweit unvollständig. Eine gerichtsfeste Genehmigung ist auf dieser Basis nicht möglich, zu erteilen.

Fazit: Das Vorkommen bestimmter, streng geschützter Fledermausarten schließt den industriellen Anlagenbetrieb, wie er am Standort in Golzow nach dem Umbau der Rinderanlage durchgeführt wird, absolut aus, um den hohen Anforderungen des bundesdeutschen wie europäischen Artenschutzrechts gerecht zu werden. Die in der Umgebung des Betriebsgeländes tatsächlich lebenden Arten verfügen über einen so hohen Schutzstatus, dass die beantragten unternehmerischen Aktivitäten in und auf den errichteten Bauten, baulichen Anlagen, Betriebsflächen usw. z. B. zu unvermeidbaren Lärm- und Lichtbelastungen führen und eine gerichtsfeste Genehmigung somit nicht erteilt werden können.
Das Große Mausohr, zuweilen auch als Riesenfledermaus bezeichnet, z. B. ist wie andere Fledermausarten nach dem Bundesnaturschutzgesetz streng geschützt und unterliegt darüber hinaus dem Schutzstatus der Anhänge II und IV der FFH-Richtlinie. Eine Vereinbarkeit mit den Bauten, baulichen Anlagen, Betriebsflächen usw. in Golzow ist damit nicht gegeben, eine gerichtsfeste Genehmigung kann auf dieser Basis nicht erteilt werden.

Fehlerhaftes Emissions- / Immissions-Gutachten
Mehrmals im Gutachten wird sich auf Emissionen/Immissionen der Rinderhaltung vor Ort bezogen und diese als aktuell angenommen. Die Anlage emittiert aber auf Grund der Stilllegung seit Jahren nicht mehr. Es muss also hier von Null-Emissionen/-Immissionen ausgegangen werden und nicht von Emissionen der Rinderhaltung. Die Behauptung aus dem Antrag, es würden mit der neuen Anlage Immisionen reduziert ist damit zurückzuweisen. Es wird eine deutliche Belastungs-Zunahme vor Ort geben, im Vergleich zur Situation bei Antragsstellung. Dieser Fehler ist nicht heilbar und das Gutachten damit unbrauchbar. 
Befangenheit - sfi – Sachverständige für Immissionsschutz GmbH
Die Unabhängigkeit des Erstellers des Emissionsgutachtens ist nicht gegeben. Die Erstellenden des Gutachtens sind dafür bekannt, einzig für die Tierhaltungsindustrie zu arbeiten. Allen Beteiligten muss hier klar sein, dass schon vor der ersten Rechnung feststand, dass das Gutachten positiv ausfallen wird. Eine Zuniedrigberechnung der von der Anlage ausgehenden Belastungen ist mehr als wahrscheinlich. Die Genehmigungsbehörde muss hier eine*n unabhängige*n Gutachter*in benennen, welche*r auf Kosten des Antragsstellers glaubhafte Gutachten erstellt. 
Exemplarisch für die aus Einwender*innen-Sicht unzureichende Arbeit der sfi GmbH können hier die Beteiligung hervorgehoben werden am: a) Genehmigungsantrag der Haßlebener Schweinemast, deren Inbetriebnahme wegen erheblicher Mängel, auch im Genehmigungsantrag, vom Verwaltungsgericht Potsdam gestoppt wurde und b) Genehmigungsantrag für die Erweiterung des Geflügelschlachthofes in Königs Wusterhausen / Niederlehme, auch hier wies der Antrag erhebliche Mängel auf und es wurde sogar nachweislich vom Antragssteller und damit auch der sfi GmbH bezüglich der bereits erfolgten Erhöhung der Schlachtkapazität gelogen – im Antrag UND im Erörterungstermin. (Übrigens auch erfolglos an diesen beiden Verfahren beteiligt: die hier involvierten Dombert Rechtsanwälte.)
MRSA
Ich fühle mich durch den Bau der Mastanlage in meinem Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 2 II S. 1 GG) verletzt. Von der Anlagen werden Unmengen an luftgetragenen Keimen, Viren und Pilzen über die Entlüftungsventilatoren großflächig in der gesamten Region verteilt. Der immer wieder notwendige Antibiotikaeinsatz in der Massentierhaltung von Hühnern führt zwangsläufig und nachgewiesener Maßen zu Resistenzen, die am Ende den Menschen bedrohen. Laut Robert-Koch-Institut (RKI 2009) sind 86 % der untersuchten Landwirte positiv mit MRSA infiziert, können diese Bakterien übertragen und werden deswegen als Risikopatienten bei der Krankenhausaufnahme betrachtet. Dadurch müssen diese Personen generell vor der Behandlung durch eine Quarantänemaßnahme gehen um vor der eigentlichen Behandlung „saniert“ zu werden. So hat das Robert-Koch-Institut festgestellt, dass in nahezu 100 % der Fälle nahe industriellen Tiermastbetrieben wie dieser geplanten in Golzow LA_MRSA Keime zu finden sind.

Aktuelle Studien belegen, dass Keime und Viren aus einer Massentierhaltungsanlage noch über weite Entfernungen (mehrere Kilometer) ansteckend sein können. Ich befürchte, dass z.B. Verzehr von Obst und Gemüse aus der Region gesundheitlich belastet wird durch Keime, Pilze und Antibiotika, die aus der Anlage herausgetragen werden. Ich befürchte dadurch die Zunahme von Atemwegserkrankungen und zunehmender Antibiotika-Resistenz. Eines der wichtigsten Medikamente zur Behandlung von bakteriellen Infektionen beim Menschen, nämlich Antibiotika, wird in der Massentierhaltung so häufig eingesetzt, dass ich es über die Nahrung wieder aufnehme und es bei mir im Krankheitsfalle nicht mehr richtig wirken könnte.

In einer Studie von Prof. Dr. Heederik von der Universität Utrecht (Heederik et al. 2011, Mogelijke effecten van intensieve – veehouderij op de gezondheid van omwonenden: onderzoek naar potentiële blootstelling en gezondheidsproblemen) wird darauf hingewiesen, dass MRSA-Keime in höherer Konzentration auch in einem Umkreis von 1000 Meter zu finden sind.

Die nächstgelegenen Wohnbebauungen zur geplanten Anlage befinden sich in Golzow innerhalb des Radius von 1000 Metern in unmittelbarer direkter Entfernung, folglich im zuvor angesprochenen Gefahrenradius. Die AnwohnerInnen werden deshalb entscheidend durch schädliche Bestandteile der Abluft gesundheitlich gefährdet. Ich bitte darum, eine neue Untersuchung von einem unabhängigen GutachterInnen-Büro erstellen zu lassen, um die Gesundheitsrisiken realistischer einschätzen zu können.

Daher kann die Anlage nicht genehmigt werden.

Transmissionsdaten
Zur Berechnung der Windrichtungsverteilung werden „die ermittelten repräsentativen Windjahre 2001 und 2005“ genutzt (siehe Anhang 4.1 im Antrag). Obwohl „ein neues repräsentatives Jahr [...] im Laufe des Jahres 2017 aus dem 5-jährigen Zeitraum 2012 – 2016“ vom DWD berechnet wird. Auf Grund der offensichtlichen klimatischen Veränderungen ist es verantwortungslos, auf solch alte Daten zurückzugreifen, vor allem wenn die Aussicht auf neuere Daten gegeben ist. Das Geruchsgutachten muss daher mit den aktuelleren Daten überarbeitet und neu ausgelegt werden.

Priviligierung / Futtermittelberechnung
Die Futtermittelberechnungen zur Priviligierung sind falsch. 

· Es wurden auch Futtermittel mit einberechnet, die gar nicht an Hühner verfüttert werden. Die Rechtsgrundlage besagt, dass ein Landwirt eine Tierhaltungsanlage im Außenbereich nur bauen darf, wenn der Betrieb das Futter für den beantragten Tierstall überwiegend selbst produzieren kann - zumindest aber genügend Flächen aufweist, um es anbauen zu können. Das Futter muss dabei für die jeweilige Tierart geeignet sein. Es wurde z. B. Silomais als Futter angesetzt, der sich zwar für Rindermast und Biogasanlagen eignet, nicht aber für Hühner. Aktuell klagt der BUND gegen solch eine Praxis in Niedersachsen: https://www.bund-niedersachsen.de/service/presse/detail/news/schoengerechnet-bund-klagt-gegen-baugenehmigung-von-haehnchenmastanlagen/
· Zudem wird für Sachsendorf angenommen, dort stünde noch eine Rindermastanlage. Dabei wird hier bereits an der neuen Hühnermast gebaut, welche bei Stellung des jetzigen Antrags bereits genehmigt war. Die Futterbedarfs-Rechnung für die GmbH ist damit falsch.

· Des Weiteren verfügt die Landwirtschaft Golzow Betriebs GmbH nur über 5.931 ha Ackerland. Im Antrag wird jedoch von einer bewirtschafteten Fläche von 6.231 ha ausgegangen. Die darin eingefassten 173 ha Brache und 127 ha Grünland werden sicherlich nicht zur Futtermittelproduktion genutzt.

Die Futtermittel-Berechnung muss neu ausgeführt und die Antragsunterlagen danach erneut ausgelegt werden. 
Nachweise über Kapazitäten der Biogasanlage in Neuhardenberg fehlen
Im Antrag heißt es: „Sofern Festmist nicht direkt ausgebracht werden kann, wird es auf dem Gelände der Biogas Neuhardenberg GmbH gelagert und als Inputstoff für die Biogasanlage genutzt.“

Dabei wird nicht nachgewiesen, dass die besagt Biogasanlage (Geschäftsführer auch hier Detlef Brauer) tatsächlich die Kapazitäten hat, den anfallenden Festmist aufzunehmen.

Mit wie vielen zur ODEGA-Gruppe gehörenden Mast-Betrieben hat die Biogasanlage einen Vertrag? Um prüfen zu können, ob die im Antrag angegebene Menge von 552t tatsächlich von der Biogasanlage verarbeitet werden kann, müssen auch alle anderen Lieferverträge mit zur ODEGA-Gruppe gehörenden Betrieben offengelegt werden. (Weitere Mastbetriebe der ODEGA u. a.: Odega Hähnchenmast GmbH, Birkenhof Geflügelmast GmbH, Neuhardenberger Entenmast GmbH, Agrargenossenschaft Odega Groß-Neuendorf eG)

Von den 1.519,3t Festmist, welche im Jahr in Golzow anfallen sollen, sollen 552t an die Biogas Neuhardenberg GmbH gehen. Es ist anzunehmen, dass die gleiche Menge auch von der Geflügelmast in Sachsendorf an die Biogasanlage geliefert werden soll. Laut Presseartikeln zur Inbetriebnahme der Biogasanlage 2016 verarbeitet diese pro Jahr 35.000 Tonnen, die Hälfte davon Mais, die andere Hälfte Entenmist. Den Formulierungen aus verschiedenen Zeitungsartikeln ist zu entnehmen, dass die Anlage mit täglich 49t verarbeitetem Entenmist bereits ausgelastet ist bzw. damals war. 

Festmist aus der Hühnermast unterscheidet sich von Festmist aus der Entenmast, mit dem die vorgesehene Biogasanlage bisher einzig betrieben wurde. Der Antragssteller legt nicht dar, inwieweit sich die Emissionen der Biogasanlage verändern könnten.
Gewicht der Lebewesen
Es gibt einen erheblichen Unterschied zwischen dem Mastendgewicht der männlichen zu den weiblichen Individuen, die in der Mastanlage gehalten werden sollen (m: 2,614 kg und w: 2,164 kg). Wie wird sichergestellt, dass nicht deutlich mehr männliche Tiere eingestallt und damit die 25kg/qm überschritten werden? (Abwegig ist dieser Gedanke nicht, siehe die Geschlechtertrennung in der Legehennenhaltung.) Da sich im Antrag fast ausschließlich auf das Durchschnittsgewicht und die durchschnittliche Gewichtszunahme bezogen wird, wird verschleiert, dass die männlichen Tiere deutlich mehr an Gewicht zulegen (müssen) und dadurch noch stärker als durch die Durchschnittszahlen suggeriert mit den bekannten negativen Folgen der industriellen Mast für sie zu rechnen ist (siehe weiterführend die Punkte zum Tierwohl). 
Flächen der Landwirtschaft Golzow Betriebs GmbH
Zur ODEGA-Gruppe gehören mindestens 21 Unternehmen. Laut der Märkischen Oderzeitung verfügt die Gruppe über 7097 Hektar Eigenland (https://www.moz.de/landkreise/maerkisch-oderland/seelow/artikel7/dg/0/1/1528446/) und insgesamt 17 000 Hektar Land (https://www.moz.de/artikel-ansicht/dg/1630096/). Die ODEGA-Gruppe betreibt neben den in diesem Antrag angegebenen Tierhaltungsanlagen noch viele weitere Anlagen. Für eine korrekte Berechnung der Landfläche und der Möglichkeit zur Eigenproduktion von Futtermitteln muss nachgewiesen werden, dass für alle Unternehmensteile der ODEGA die Berechnung der Landfläche stimmt und nicht zu „Umverteilungen“ kam, um eine Priviligierung zu erreichen.

Zudem wird im Antrag nicht nachgewiesen, wie viele der Flächen, die zur Landwirtschaft Golzow Betriebs GmbH gezählt werden nur gepachtet sind und wie lange diese Pachtverträge laufen. Im Jahresabschluss der Landwirtschaft Golzow Betriebs GmbH steht: „Zum Bilanzstichtag bestehen Verpflichtungen aus den branchenüblichen Pachtverträgen über landwirtschaftliche Nutzflächen mit Laufzeiten zwischen 1 Jahr und längstens 15 Jahren. Der Jahresbetrag der Pachtaufwendungen beträgt rund 1.325 T€.“ (https://www.bundesanzeiger.de/ebanzwww/wexsservlet) 

Im Antrag muss genau ausgewiesen werden, wie lange die Pachtverträge laufen und ob damit nicht Flächen aus der Berechnung der Priviligierung herausfallen.
Danach muss der Antrag erneut ausgelegt werden.

Infrastruktur und Transportaufkommen
Die Verkehrsbelastung wird durch die geplante Anlage steigen. Ich als Bürger möchte die Wege auch weiterhin für Spaziergänge, Radfahrten etc. nutzen und fühle mich durch den Bau einer Hähnchenmastanlage dieses Ausmaßes erheblich eingeschränkt.

Unzureichende Erschließung der Anlage über öffentliche LKW-taugliche Wege
Die Zufahrt zur Anlage erfolgt einzig über die Landstraße L333 (Genschmarer Straße). Diese Straße befindet sich in einem schlechten baulichen Zustand und ist nicht angemessen für die dauerhafte Nutzung durch LKWs ausgebaut. Mit ca. 622 Transportfahrten im Jahr rechnet der Antragsteller (Formular 3, Tabelle 3.10 und Tabelle 1 hier im Text) – die  tägliche Anfahrt der Mitarbeitenden zur Anlage sowie „Fahrten durch den Tierarzt, Wartungspersonal und Besucher“ noch nicht mit einberechnet! –  ohne weiter auf den Zustand und das Vorgehen mit der zu nutzenden Straße einzugehen. 

Deshalb fordere ich, dass im Falle einer erfolgreichen Genehmigung, entgegen aller vorgebrachten Bedenken, dem Antragsteller die Kosten für den Ausbau und die Instandhaltung aller für die Zuwegung zu seinen Anlagen benötigten Straßen auferlegt werden.

Der Straßenbaulast-Träger sollte über einen städtebaulichen Vertrag absichern, dass nicht die Anlieger oder die Steuerzahler den Ausbau und die Reparaturen tragen, sondern der Investor (der zudem eine Bankbürgschaft dafür beibringen muss). 
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Antibiotika-Einsatz
Laut Antrag sei nicht zu erwarten, dass Reichtum und Qualität von Boden, Wasser, Natur und Landschaft beeinträchtigt wird. Laut einer aktuellen Studie sind bereits die meisten Böden durch Antibiotika verseucht (De la Torre et al. 2012: An approach for mapping the vulnerability of European Union soils to antibiotic contamination, Sci.Tot.Env. 414:672 ff). Die geplanten Haltungsbedingungen ermöglichen keine antibiotikafreie Haltung, so dass sehr wohl von einer erheblichen Beeinträchtigung auszugehen ist. Die Konzentration der Antibiotika in Boden und Grundwasser wird unterhalb der klinisch wirksamen Dosis liegen. Dies begünstigt die Entstehung von multiresistenten Keimen. Die Aufnahme von Antibiotika aus Boden und Grundwasser in Nutzpflanzen (siehe u.a. Grote et al. 2006 (Screening zum Antibiotika - Transfer aus dem Boden in Getreide in Regionen Nordrhein Westfalens mit großen Viehbeständen), Freitag et al. 2008 (Antibiotika-Aufnahme von Nutzpflanzen aus Gülle-gedüngten Böden – Ergebnisse eines Modellversuchs), Grote et al. 2009 (Untersuchungen zum Transfer pharmakologisch wirksamer Substanzen aus der Nutztierhaltung in Porree und Weißkohl), ist besonders gefährlich. Auch die Regenerationsfähigkeit von Boden und Grundwasser wird auf das Spiel gesetzt, da die Antibiotika sich nur unvollständig abbauen. Noch nach 10 Jahren sind sie im Boden nachweisbar (vgl. neuere Forschungsergebnisse von Prof. Manfred Grote, Paderborn). Nährstoffe und pharmakologische Kontaminanten sowie Desinfektionsmittel sind in tieferen Horizonten praktisch nicht abbaubar, da weder Licht, noch Pflanzen und die mit den Pflanzenwurzeln assoziierten Bakteriozönosen vorhanden sind. Ich bin besorgt, dass aufgrund der unzureichenden Berücksichtigung dieser relevanten Faktoren erhebliche Belastungen für Mensch, Natur und Umwelt entstehen und bitte darum, den Bau der Hähnchenmastanlage abzulehnen.
Tourismus
Ich befürchte negative Auswirkungen einer solchen Hühnermastanlage auf den Tourismus und auf die Grundstückspreise. Der Wert der umliegenden Flächen wird sinken und die Gegend wird an Attraktion verlieren. Gäste und die vielen Fahrradausflügler*innen würden durch die Lärm- und Geruchsbelästigung bei ihren Ausflügen gestört, wo sie doch die Natur und Idylle der Region suchen. Durch den Bau der Hühnermastanlage würden Möglichkeiten der regionalen Strukturentwicklung Bebauung durch die zu erwartenden Emissionen stark eingeschränkt.

In unmittelbarer Nähe zum Anlagengelände befindet sich eine gern genutzte Badestelle in der Alten Oder. Weder wird diese im Emissions-Gutachten berücksichtigt, noch ist damit zu rechnen, dass diese Badestelle nach Inbetriebnahme noch weiter genutzt werden kann.

Die Stadt Golzow strebt eine Anerkennung als Weltkulturerbe an. Industrielle Mastanlagen in Laufreichweite zum Museum „Die Kinder von Golzow“ erhöhen die Chance darauf sicherlich nicht.

Kleingartenanlage
Im Antrag wird festgestellt, dass für die anliegende Kleingartenanlage (Immissionsort IO_14) „In diesem speziellen Einzelfall ein Immissionswert von 0,25 relativen Geruchsstundenhäufigkeiten für landwirtschaftliche Gerüche gerechtfertigt“ ist. Diese Analyse wird von mir nicht geteilt. Nach langem Stillstand der Rinderanlage (und evtl. abgelaufenem Bestandsschutz) kann jetzt nicht mehr davon ausgegangen werden, dass NutzerInnen der Kleingartenanlage dieser Höchstwert an Geruchsbelastung zugemutet werden kann, da der Wert in den letzten Jahren deutlich niedriger war und daher davon auszugehen ist, dass eine Entwöhnung vom Gestank der Rinderhaltung eingetreten ist.
Kumulation anderer Belastungen (z.B. Lärm)
Laut Antrag ist „ein schädliches Zusammenwirken von Anlagengeräuschen mit Fremdgeräuschen und Verkehrsgeräuschen nach TA Lärm 7.4 nicht zu erwarten“. (Zusammenfassende Beurteilung Schallimmissionen) Es ist nicht ersichtlich, in wie weit hier Geräusche und andere Belastungen von anderen Emissionsquellen, z. B. der gewerblichen Futtermittelherstellung in ca. 400m Entfernung, einbezogen wurden. Lärm – sowie andere Belastungen – addieren sich aber natürlich, was hier scheinbar nicht berücksichtigt wurde.

Es wird beantragt,  dem Antragsteller aufzugeben, die entsprechenden Gutachten nachzubessern. 

Sodann wird beantragt, die entsprechend geänderten bzw. ergänzten Unterlagen erneut auszulegen. 

Brandschutz Tiere
Die Bauordnungen der Länder gebieten, dass aus Gebäuden die Menschen und auch die Tiere in ca. 30 Minuten evakuiert werden können. Es sollte klar sein, dass ein Stall mit 72.350 dichtgedrängten, gestressten, zu Mastende hin körperlich geschädigten und bewegungseingeschränkten Vögeln die denkbar schlechtesten Voraussetzungen für eine Rettung im Brandfall bietet. Es liegt daher eindeutig ein Konflikt mit der Bauordnung vor.

Zusätzlich ist vom Antragsteller nichts dazu angegeben, wie die Rettung zu Zeiten von statten gehen soll, zu denen gerade keine Personen vor Ort tätig sind – laut gleichlautendem Antrag für die genehmigte Anlage in Sachsendorf (hier wurden diese Angaben scheinbar weggelassen) sollen zwischen 12:30 und 7:00 Uhr keine Arbeitskräfte vor Ort seien, außer für maximal 0,75 Stunden am Abend „zur Kontrolle der Fütterung“. Ein Brand kann jederzeit ausbrechen. Es ist davon auszugehen, dass in diesen Zeiten zehntausende von Tieren in den Ställen verbrennen würden. Es gibt also für dreiviertel des Tages keinerlei Konzept für die Tierrettung.

Es ist zwar die Verbauung von Brandschutzwänden vorgesehen, von Brandschutztüren ist jedoch keine Rede.

Was dies für Effekte auf den Seuchen- und Immissionsschutz hätte, sollte ebenfalls vor der Genehmigung der Anlage geprüft werden.

Feuerwehr
Eine regelgemäße und regelmäßig vorzunehmende Einweisung und Übung der örtlichen Feuerwehr auf dem Betriebsgelände ist aus meiner Sicht notwendig, um im Brandfall schnell handeln zu können. Mir ist nicht bekannt, ob und welche örtliche Feuerwehr in der Löschung von Stallbränden geübt ist.

Der Landkreis Märkisch-Oderland sollte überprüfen, wie viele Einsatzkräfte der örtlichen Feuerwehr in der Verlegung von Brandschläuchen ausreichend geschult sind. Hierzu sollte die Genehmigungsbehörde die Region Mindestanforderungen an die Anzahl der zur Verfügung stehenden Feuerwehrkräfte stellen. Die örtliche Feuerwehr sollte einen Nachweis darüber führen, dass ausreichend geschulte Feuerwehrkräfte zur Verfügung stehen. Des Weiteren sollten zur Verfügung stehende Reserven schriftlich beziffert werden. Ferner sollte das Brandschutzkonzept des Bauherrn um eine schriftliche Stellungnahme der Feuerwehr ergänzt werden. Diese Stellungnahme sollte auch eine Auflistung über die vorhandene Ausrüstung zur Brandbekämpfung beinhalten. Sollten diese für den Fall eines Brandes der Ställe nicht ausreichen und neue Geräte, Materialien oder Fahrzeuge von der Feuerwehr ausschließlich für diese Brandart angeschafft werden müssen, so sollten die Kosten dem Bauherrn auferlegt werden. Es wäre für mich völlig unakzeptabel wenn die Kosten der Brandbekämpfung ausschließlich von der Allgemeinheit zum Vorteil eines Einzelnen getragen werden sollten. Ferner sollte der Bauherr für eventuelle Fehlalarme zu ausreichenden Ausgleichzahlungen verpflichtet werden.

Arbeitsplätze
Laut Antrag „werden zukünftig 3-4 Arbeitskräfte beschäftigt“. Bei Betreuung der Tiere in der Zeit von 7:00 bis 14 Uhr (Regelfall). Plus 2 weitere Arbeitskräfte bei der Ein- und Ausstallung. Für die genehmigte Anlage in Sachsendorf hieß es damals an gleicher Stelle im Antrag: „Die Betreuung der Tiere wird täglich durch die Beschäftigten der Anlage in der Zeit von 7:00 bis 12:30 Uhr (Regelfall), einschließlich an Sonn- und Feiertagen, sowie abends für 0,5 bis 0,75 Stunden zur Kontrolle der Fütterung etc. erfolgen. Für die Betreuung der Tiere der Hähnchenmastanlage Sachsendorf wird zukünftig 1 Arbeitskraft beschäftigt. Bei der Ein- und Ausstallung werden temporär weitere 2 Arbeitskräfte benötigt.“ Wie kommt dieser große Unterschied bei einer nahezu baugleichen Anlage zustande? Wie viele Stunden Gesamtarbeitszeit werden auf „3 bis 4“ Arbeitsplätze verteilt. Wurde der aktuelle Antrag auf Grund der Kritik am früheren Antrag in diesem Punkt beschönigt? Eine industrielle Hühnermastanlage kann mit so „vielen“ Arbeitsplätzen gar nicht wirtschaftlich betrieben werden, die Angaben der Antragsstellerin sind hier infrage zu stellen.

Tierwohl
Die tägliche Arbeitszeit der 3-4 vorgesehenen Arbeitskräfte liegt nur bei 7,5 Stunden (schon inklusive der abendlichen Fütterungskontrolle)! Wie hier überhaupt regelmäßige Kontrollen durchgeführt werden sollen bei denen der Gesundheitszustand von über 70.000 Tieren überwacht und kranke und tote Tiere zügig gefunden werden sowie die Funktion aller Nippeltränken und Fütterungseinrichtungen überprüft wird ist für mich nicht nachzuvollziehen. Von der Antragsstellerin wurde an anderer Stelle behauptet, Hühner seien Herdentiere und deshalb müsste nicht jedes Tier einzeln kontrolliert werden, dieses Argument erscheint nicht schlüssig, da eine echte „Herde“ wenige dutzend Tiere umfasst und nicht wie in den geplanten Ställen mehrere Tausend. 

Zudem sind die FairMast-Richtlinien hier sehr eindeutig: „Inspektion der Tiere und der Versorgungseinrichtungen mind. zwei Mal täglich. Tiere müssen aus max. 3 m Entfernung inspiziert werden.“ 

72.350 Hähne und Hennen, 2 Kontrollen täglich, macht 144.700 Tiere, die aus max. 3 m Entfernung inspiziert werden müssen.
Tierschutz und vernünftiger Grund!
Im Tierschutzgesetz heißt es, niemand dürfe einem Tier ohne vernünftigen Grund Schmerzen, Leiden oder Schäden zufügen. Es ist unbestritten, dass die Haltung von Hühnern in der Intensivmast mit gravierenden Schmerzen, Leiden und Schäden für diese einhergeht, da sie an ihrem artgemäßen Verhalten gehindert werden und an zahlreichen Krankheiten leiden, in vielen Fällen während der Nutzungsperiode ohne tierärztliche Begleitung elend im Stall verenden. Die Antragstellerin bzw. die Behörde möchte bitte ausführen, worin der vernünftige Grund hierfür besteht. Auf die längst als falsch erwiesene These, dass Menschen Hühnerfleisch zu einem gesunden Leben brauchen, wird sich wohl niemand versteigen. Worin besteht also der vernünftige Grund?
Verfassungsrang Tierschutz
Laut Artikel 20a des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland schützt der Staat seit 2002 die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung. Zitat aus Deutscher Bundestag Drucksache 14/8860 vom 23.4.2002:

„Der Schutz des Tieres als Lebewesen ist in der Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland noch immer unzulänglich. Die Verankerung des Tierschutzes in der Verfassung soll dem Gebot eines sittlich verantworteten Umgangs des Menschen mit den Tieren Rechnung tragen. Die Leidens- und Empfindungsfähigkeit insbesondere von höher entwickelten Tieren sowie die inzwischen bekannt gewordenen Ergebnisse von Wissenschaft und Forschung, die selbst das Klonen von Tieren ermöglichen, erfordern dringend ein ethisches Mindestmaß für das menschliche Verhalten. Die einfachgesetzlichen Regelungen des Tierschutzgesetzes reichen dazu nicht aus. Für die gebotene Abwägung zwischen den Interessen der Tiernutzung und dem Anspruch der Tiere auf Schutz vor Leiden, Schäden oder Schmerzen ist es notwendig, die Rechtsebenen anzugleichen, das heißt, dem Tierschutz Verfassungsrang zu geben.“

Gleiche Drucksache, Zitat aus der Begründung:

„Die Verankerung des Tierschutzes in der Verfassung soll den bereits einfachgesetzlich normierten Tierschutz stärken und die Wirksamkeit tierschützender Bestimmungen sicherzustellen. Ethischem Tierschutz wird heute ein hoher Stellenwert beigemessen.” "Durch das Einfügen der Worte „und die Tiere“ in Artikel 20a GG erstreckt sich der Schutzauftrag auch auf die einzelnen Tiere. Dem ethischen Tierschutz wird damit Verfassungsrang verliehen.“

Wie wird dem Verfassungsrang des Schutzes der Tiere mit einer möglichen Genehmigung der geplanten Anlagen und den oben bereits erwähnten Aspekten entsprochen? Geht nicht aus jeder Seite des Antrags und aus jedem Aspekt der geplanten Anlage hervor, dass die Hühner innerhalb dieser Anlage als bloße Waren und Produktionsmaschinen zur Fleischproduktion gelten würden, und eben nicht als schutzwürdige Individuen?
Einstreu
Der Stall wird nur zwischen den Mastperioden à 56 Tage gereinigt. Damit würden die Hühnern 56 Tage lang ihre Exkremente über dem Stallboden verlieren. Studien zufolge ist schon nach der Hälfte der Mast die Einstreu verkotet und durchgefeuchtet.

Es ist sehr unklar, wieso laut Antrag nur im Bedarfsfall und vor allem nur in der Nähe der Tränkeneinrichtungen nachgestreut werden soll. Es muss genau geklärt werden, wann der Bedarfsfall besteht. Und wieviele handliche Kleinballen sind dabei pro Mastdurchgang einberechnet? Inwieweit tauchen diese auch bei der Stoffberechnung auf? Ohne plausible Antworten auf diese Fragen kann der Antrag nicht genehmigt werden.

Im Übrigen ist der Zustand der Einstreu auch für die Immissionen relevant. Im Antrag  wird jeweils nur von trockenem, staubarmen und pilzfreiem Einstreu gesprochen und vermutlich nur damit gerechnet. Da es eine solche Einstreu spätestens ab Mitte eines Mastdurchgangs nicht mehr gibt, sind jegliche Immissionsprognosen für die Mastanlage, die sich auf das Einstreu beziehen hinfällig.

Zugang zu trockener, lockerer Einstreu
In der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung – TierSchNutztV, Abschnitt 4 – Anforderungen an das Halten von Masthühnern, § 18 Anforderungen an Haltungseinrichtungen für Masthühner ist gefordert, dass alle Masthühner ständig Zugang zu trockener, lockerer Einstreu haben, die zum Picken, Scharren und Staubbaden geeignet ist. Im Antrag wird jedoch nur von einem unbestimmten „Nachstreuen“ gesprochen. Daher und aus vielen Erfahrungen in anderen Hühnermastanlagen ist zu bezweifeln, dass die gesetzlichen Anforderungen eingehalten werden.

Tierhaltungsrelevante Aspekte
Der angegebene Stallbau beinhaltet systemimmanent die Tatsache, dass die Tiere während der gesamten Mastzeit auf ihrem eigenen Kot stehen, sodass regelhaft 70 – 100 % der Tiere an Fußballen-Dermatitis erkranken werden. Dies ist mit dem Tierschutzgesetz und den daraus abgeleiteten Verordnungen und Bestimmungen nicht vereinbar, auch nicht mit den Vorgaben der EU und den Berichten der EFSA/AHAW.

Die Konzentration an Ammoniak im Stall ist sehr hoch und führt zu Verätzungen der Atemwege der Tiere.

Bedürfnisse der Hühner
Die für die Fairmast vorgesehene Hühnerrasse Hubbard JA 757 ist die deutsche „Standardbiohuhnrasse“: „Hubbard JA 757 ist eine der am häufigsten eingesetzten Herkünfte in der ökologischen Hühnermast in Deutschland. Hubbard 757 schnitt bei den Mast- bzw. Schlachtleistungen am zweitbesten ab […], jedoch auch in mehreren Parametern der Tiergerechtheit am zweitschlechtesten (z.B. Lauffähigkeit, Zustand Fußballen, Fersenhöcker). Daher stellen die Wissenschaftler in Frage, ob diese Herkunft für den Ökolandbau ein akzeptabler Kompromiss sein kann oder die Wachstumsintensität nicht schon zu hoch ist.“ https://www.oekolandbau.de/erzeuger/tierhaltung/spezielle-tierhaltung/gefluegel/mastgefluegel/haltung/eignung-unterschiedlicher-masthaehnchen-herkuenfte-fuer-die-oekologische-haltung/
----------

Hühner sind gesellige Vögel. Sie bilden in Freiheit Gruppen von bis zu 20 Hennen und einigen Junghähnen unter Führung und Schutz eines Hahns. Die Hennen brüten ihre Eier etwa drei Wochen bis zum Schlupf der Küken. Der Schutz der Mutter ist für die Nestflüchter überlebensnotwendig. Hühner verständigen sich untereinander über ihre Körperhaltung und mit vielfältigen Lautäußerungen. Bekannt sind über 20 verschiedene Verständigungslaute zwischen Hühnern. Hühner werden oft in ihren mentalen Fähigkeiten unterschätzt, obwohl wissenschaftliche Studien zeigen, dass sie über ein gewisses Ich-Bewusstsein, ein gutes Gedächtnis und sogar eine Vorstellung von zukünftigen Ereignissen verfügen.

Hühner verbringen ihren Tag vor allem mit der gemeinsamen Futtersuche. In der Dämmerung suchen sie einen möglichst hoch gelegenen Schlafplatz – am liebsten fliegen sie dazu auf Bäume. In industriellen Tierhaltungsanlagen können die Tiere diese und andere Bedürfnisse nicht oder nur sehr eingeschränkt ausleben. Vor allem die hohe Besatzdichte und die Überzüchtung auf schnelles Wachstum schränken sie in ihrem natürlichen Verhalten ein.

Zu den Grundbedürfnissen von Hühnern zählen Erkunden, Fortbewegung wie Laufen, Springen oder Fliegen, Ausruhen, Sozialleben und Körperpflege. Dazu kommen diverse mit der Nahrungsbeschaffung und -aufnahme verbundene Verhaltensweisen wie Scharren, Picken, Zupfen, Zerren, Hacken und das Bearbeiten von Nahrungsbestandteilen mit dem Schnabel. Das Ausleben dieser Bedürfnisse wird in der Hühnermast erheblich gestört oder ganz verhindert.

Masthühner leiden trotz ihres kurzen Lebens an diversen Krankheiten. Bei einer längeren Lebenszeit würden noch massivere Gesundheitsprobleme und mehr Todesfälle vor der Schlachtung auftreten. Die schnelle Wachstumsrate und das hohe Körpergewicht verursachen einen Großteil der tierschutzrelevanten Probleme. Die industriellen Haltungsbedingungen mit z. B. unzureichender Bewegung, hochverarbeitetem Kraftfutter und fehlenden Erkundungsanreizen verschärfen die Situation. Folgende Erkrankungen mindern nicht nur das Wohlbefinden der Masthühner, sondern können auch zum Tod führen:
· Knochendeformationen (z. B.: Fehlstellungen der Beine) 

· Beinerkrankungen 

· Beinschwäche (Entwicklungsstörungen des Skeletts) 

· Fußballenentzündungen 

· Hautentzündungen und Brustblasen (Flüssigkeitsbildung unter der Haut) 

· Hautverletzungen durch Picken oder Kratzen 

· Herz-Kreislauf-Erkrankungen (z. B.: das tödlich verlaufende Aszitessyndrom) 

· Muskelerkrankungen 

· Gelenkentzündungen 

· Erkrankungen des Atmungstraktes durch Infektionen oder Schadgase 

Auch hat die Überzüchtung den Körperbau der Masthühner tiefgreifend verändert: Die Brust- und Schenkelmuskulaturen sind enorm vergrößert und machen zusammen bis zu 66 % des Körpergewichts aus. Das hohe Gewicht führt zu schmerzhaften Beinschäden, denn das noch jugendliche Skelett kann mit dem Wachstum der Muskelmassen nicht mithalten. Gegen Ende der Mast bewegen sich die Tiere nur noch während etwa 4 % des Tages. Organe wie Herz und Lunge können ebenfalls nicht mit dem schnellen Körperwachstum mithalten und bleiben zu klein. In der Folge können sie den Organismus nicht ausreichend versorgen. Das kann zum Aszites-Syndrom führen, einem tödlich verlaufenden Herzversagen. 

Damit die Hochleistungsmasthühner in kurzer Zeit möglichst viel Kraftfutter fressen, wurde ihnen das natürliche Sättigungsgefühl weggezüchtet. Die für die Zucht der Masthybriden genutzten Eltern- und Großelterntiere haben ebenfalls diese Eigenschaft. Da sie aber deutlich länger leben müssen, bekommen sie nur weniger Futter als die Masthühner. Das soll Verfettung, Stoffwechselkrankheiten und eine sinkende Fruchtbarkeit verhindern. Aufgrund des fehlenden Sättigungsgefühls leiden die Tiere jedoch ihr Leben lang unter ständigem Hunger und zeigen deutliche Zeichen der Frustration. Sie versuchen ihr Fress- und Futtersuchbedürfnis anderweitig zu stillen und picken ziellos auf Objekte, scharren vermehrt auf dem Boden, wetzen wiederholt ihren Schnabel und laufen eilig aber ziellos hin und her. Diese Ersatzhandlungen können sich zu Stereotypien (Verhaltensstörungen) entwickeln.

Obwohl jegliche Qualzucht von Tieren laut § 11b des Tierschutzgesetzes verboten ist, halten sich die Züchter landwirtschaftlich genutzter Tiere nicht daran. Ungeachtet des sogenannten »Qualzuchtparagraphen« im Tierschutzgesetz gab es seither kein einziges angeordnetes Verbot bei der Züchtung von »Nutztieren«. Es besteht hier also ein erhebliches Vollzugsdefizit, trotz des dringenden Handlungsbedarfs.

Für die Betäubung der Tiere im Schlachthof in kontrollierter Atmosphäre (engl. »Controlled Atmosphere Stunning«) setzt man verschiedene Gasgemische ein. Dieses Verfahren betäubt die Masthühner schrittweise. Meist fahren die abgeladenen Transportbehälter mit den Hühnern in einen Tunnel, möglicherweise mitsamt den beim Verladen oder Transportieren gestorbenen Tieren. Im Tunnel sind die Tiere nacheinander verschiedenen Gasgemischen, die unter anderem Kohlendioxid enthalten, ausgesetzt. Das Kohlendioxid erzeugt bei den Tieren ein Gefühl von Atemnot, auf das sie mit Luftschnappen oder Abwehrbewegungen reagieren. In einigen Anlagen tötet man die betäubten Tiere anschließend mit hohen Gaskonzentrationen. Danach hängt das Personal die Tiere kopfüber in das Schlachtband, das sie zum Halsschnittautomaten befördert.

Sind zu viele Tiere gleichzeitig im Tunnel, die Tiere nicht ausreichend lang darin oder ist die Gaszusammensetzung nicht richtig, sind die Tiere vor dem Ausbluten womöglich nicht ausreichend betäubt. In diesem Fall zeigen sie während des Ausblutens bewusste Abwehrbewegungen wie Flügelschlagen, Lautäußerungen oder rhythmische Atembewegungen. https://albert-schweitzer-stiftung.de/massentierhaltung/masthuehner
Reinigungsabwasser und Verteilung auf umliegende landwirtsch. Nutzflächen
Ich bin besorgt, dass im Antrag keine konkreten Angaben zur Erreichung einer fortlaufend unbedenklichen Reinigungswasser-Qualität gemacht werden und befürchte daher erhebliche Umweltbelastungen für die Region. Dies sollte im Genehmigungsverfahren bei der umstrittenen Anlage erst recht bedacht werden, um Schaden von der Bevölkerung, Natur und Umwelt fern zu halten.
Seuchenschutzplan
In dem vorliegenden Antrag fehlt ein Seuchenschutzplan. Ein detaillierter Plan mit allen notwendigen Maßnahmen für alle Belange der geplanten Mastgebäude ist zu erstellen. Die Bevölkerung der umliegenden Ortschaften innerhalb des gesetzlich für den Seuchenfall vorgesehenen Radius von 3 km ist darüber zu informieren, dass im Falle des Ausbruchs einer Seuche eine Aufstallpflicht für alle angrenzenden Tierhaltungen (auch die privaten) besteht. Da diese in der Umgebung des vorgesehenen Bauplatzes noch sehr zahlreich sind, halte ich dies für dringend erforderlich. Die Auswirkungen von Seuchen, die von Tiermastanlagen ausgehen können, sind allgemein bestens bekannt. Ferner sollten die sich im Umkreis befindlichen Schulen, Kindergärten, Altenheime etc. Zusammenarbeit mit den niedergelassenen Ärzten Seuchenschutzmaßnahmen einüben. Dies sollte Inhalt des vom Bauherrn einzubringenden Seuchenplans sein. Der Gesundheitsschutz der Bevölkerung muss auch in diesem Katastrophenfall gewährleistet werden. Der Bauherr sollte zur Auflage bekommen sich gegebenenfalls an solchen Schutzmaßnahmen für die Mitbewohner in der Umgebung zu beteiligen.

Desinfektionsmittel
Die Auflistung der eingesetzten Stoffe ist lückenhaft. Ich bitte eine genaue Aufstellung aller zum Einsatz kommenden Desinfektionsmittel und Medikamente einzuholen mit entsprechender Überprüfung der Wirksamkeit sowie der Gefährlichkeit dieser Mittel für Mensch, Tier und Umwelt. Sollte der Antragssteller wegen der oben beschriebenen Probleme ein anderes oder weiteres Desinfektionsmittel angeben, so sind die Wirksamkeit, die Einwirkzeiten, eventuelle „Fehler“ oder Nachteile dieses Mittels sowie die Auswirkungen Mensch, Tier und Umwelt genauestens, besonders auch hinsichtlich der gefahrlosen Entsorgung zu überprüfen.
Ammoniak
In dem Antrag wird angenommen, dass eine Ammoniakzusatzkonzentration von 3 µg/m3 bzw. 10 µg/m3 nicht überschritten wird. In einer aktuellen Studie der AutorInnen Müller, Hans-Joachim; von Bobrutzki, Kristina; Scherer, Dieter (2008) - Ammoniakemissionen und -immissionen bei der Broilerhaltung, Landtechnik 63 (2008), no. 1, S. 42 – 43, wird jedoch deutlich gezeigt, dass der in der TA Luft angegebene Einzelwert nur als ein solcher betrachtet werden kann. In der Praxis sind demgegenüber große Abweichungen möglich. So wurden in Vergleichsstudien (Müller et al. 2008, S. 42) Ammoniak-Emissionen von deutlich über 0,0500 kg NH3/Tierplatz x Jahr festgestellt. Aus diesem Grund stelle ich die gesamten Emissionsberechnungen und -prognosen des Antrags grundlegend in Frage und bitte um aktualisierte Berechnungen eines neuen, unabhängigen GutachterInnen-Büros unter Bezug auf verschiedene Szenarien, wie sie in der genannten Studie erforscht wurden.
Im Rahmen der niedersächsischen Lungenstudie unter der Leitung von Professorin Katja Radon hat Dennis Nowak im Jahr 2011 Anwohner von Intensivtierhaltungsanlagen untersucht und festgestellt, „dass Leute, die näher an solchen Ställen wohnten, eine eingeschränkte Lungenfunktion hatten.“ Für die Mitarbeiter in den Mastanlagen ist es noch bedrohlicher: „Wer jahrelang in schlecht gelüfteten Ställen arbeitet, bekommt gehäuft eine chronische Bronchitis und Atemwegsverengungen.“
Eine aktuelle niederländische Studie aus dem Mai 2018 schließt mit dem Fazit: „To protect neighbouring residents from potentially harmful farm emissions, the expansion of new livestock farms should be prevented, especially in areas with a high number of farms. Furthermore, it is important that livestock farms lower their emissions. Ammonia contributes to atmospheric secondary PM2.5, and has been identified as a major contributor to PM2.5 in urban areas as well. Therefore, reducing livestock farm emissions will positively contribute to respiratory health of both neighbouring residents and people living outside rural areas.“ (https://www.uu.nl/en/events/dissertation-respiratory-health-effects-of-livestock-farm-emissions)

Auf Deutsch: Um Nachbarn vor potenziell schädlichen Emissionen zu schützen, sollte die Ausbreitung von neuen Tierhaltungsanlagen vermieden werden, besonders in einer Gegend mit einer hohen Zahl an bestehenden Anlagen.
Zusätzliche öffentliche Personalkosten
Sollte die Genehmigung zum Bau der Mastanlage erteilt werden, sind strenge Kontrollen des Betreibers hinsichtlich der ordnungsgemäßen Führung des Betriebes durch die zuständige Behörde zwingend notwendig. Dies muss neben der Besatzdichte, den Haltungsbedingungen, Zwischenlagerung und Abfuhr von Hühnerkot und Desinfektionsmittel, Entsorgung von Tierkadavern, usw. auch die Einhaltung des Immissionsschutzes beinhalten.

Steht für diese zusätzliche Aufgabe dem Landkreis Märkisch-Oderland als Aufsichtsbehörde qualifiziertes Personal in ausreichendem Maß zur Verfügung oder müssen hierfür weitere Mitarbeiter eingestellt werden? Können den Vorgaben entsprechend regelmäßige Kontrollen durch das Veterinäramt durchgeführt werden, ist hier also genug Personal mit genug zeitlichem Budget vorhanden? Wer kommt für diese zusätzlichen Personalkosten auf? Decken die Mehreinnahmen aus Steuern durch den Betrieb durch die Landwirtschaft Golzow Betriebs-GmbH diese zusätzlichen Kosten oder zahlt der Landkreis Märkisch-Oderland drauf?
Wertverlust von Immobilien
Gesunde Kinder in gesunder Landluft aufziehen – das sind Gründe warum Menschen aufs Land ziehen. Zurzeit ist dies, nicht zuletzt durch niedrige Zinsen und moderate Immobilienpreise, auch möglich. Durch industrielle Hähnchenmastanlagen wird dies jedoch massiv eingeschränkt. Denn wer will schon in der Nähe einer solchen Anlage mit all ihren negativen Auswirkungen auf die Umgebung wohnen? Massiv fallende Immobilienpreise, unverkäufliche Häuser und Grundstücke werden die Folge sein. Das bedeutet Wertverluste und die Vernichtung von Vermögenswerten Bürger im Landkreis. Menschen, die ihr Leben lang Hypotheken bezahlt haben, können ihr Haus nicht mehr verkaufen und sitzen buchstäblich in der Hähnchenmastfalle. Nicht zuletzt bedeutet die Entwertung von Grundeigentum auch niedrigere Steuereinnahmen aus Grund- und Grunderwerbssteuern. Ist dem Landkreis eine solche Beeinträchtigung seiner Bürger und das Risiko sinkender Einnahmen gegenüber einem einzelnen Landwirt wert? Entsprechende Negativeffekte in Folge des Baus der Hähnchenmastanlage im Umkreis von Golzow sind selbstverständlich im Antrag nicht auf- und ausgeführt. Die Risiken sind dennoch bekannt und Schadensersatzklagen werden sicherlich nicht lange auf sich warten lassen.
Transporte auf Betriebsgelände
Der Transport bzgl. Umschlag des Kotes auf Anlagebereich an Kotübergabeflächen von Stall auf LKW und Abtransport ist als klassischer Vorgang zu werten, der mit einer Zusatzbelastung für die Bevölkerung einhergeht und bei der Emissionsberechnung mit einzufließen hat.

Wo entlang sollen die Verkehrsströme gelenkt werden? Welche Fahrzeuggrößen sind zu erwarten? Wieviel Verkehr ist bislang bereits durch die Mitarbeiter und die landwirtschaftlichen Fahrzeuge gegeben?
Bausachschäden
Wenn nicht durch die Unterlegenheit im Konkurrenzkampf wird spätestens durch die Aggressivität des Ammoniaks an der Baukonstuktion von innen her ein vorzeitiger Vergang einsetzen, der z.B. als FeNo2 "Rost" an eisenhaltigen Trägerstrukturen zu Versprödung und sinkender Stabilität führt. Es muss also nach relativ kurzer Funktionszeit insbesondere bei starken Stürmen oder hoher Schneefalllast mit Einsturzgefahr und zusätzlicher Kontamination der Umgebung gerechnet werden. Dies wäre aber nicht hinzunehmen und muss ausgeschlossen werden. Entsprechende bautechnische Nachweise werden deshalb verlangt.
Photovoltaikanlagen
Durch die aggressiven Ammoniakemissionen aus der Anlage ist von einer durch die Luft auf die Dächer der Umgegend absinkende Filmschicht auszugehen, die eine Reaktion auf den Glasoberflächen der Photopholtaikanlagen bewirkt in Form einer anätzenden Verbindung, was somit deren Lebensdauer reduziert. In diesen Fällen muss die Landwirtschaft Golzow Betriebs-GmbH für diese Schäden aufkommen.
Immissionsprognose und Summationseffekte
Die Kontingentierung gem. Geruchs-Immissions-Richtlinie ist nicht berücksichtigt. Die Immissionsprognose ist unzureichend, weil im Ergebnis keine Filteranlagen empfohlen werden. Lachgas aus der Landwirtschaft ist wesentlicher Bestandteil des weltweiten Klimaproblems. Der Geruchsradius ist zu gering bemessen. Summationseffekte müssen besonders für Schutzgebiete mit naturschutzfachliche Fragen besonders konkret hinterfragt werden. Es reicht nicht aus, diese mit falschen Prognosen für Ammoniak mittels TH-Luft Emissionsfaktor laut Tieranzahl zu ermitteln. Aus entsprechenden Katastern sind Angaben für örtliche Faktoren heranzuziehen und als Summationseffekte einfließen zu lassen.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die geplanten Stallanlagen für AnwohnerInnen direkt gefährlich sind. Daher kann die Anlage nicht genehmigt werden.
Wasserkreislauf
Es wird befürchtet, dass es durch den beträchtlichen Wasserbedarf der Anlage zu Engpässen kommen könnte. Es muss mit weiteren klimatischen Veränderungen gerechnet werden, die zusätzlich Auswirkung auf die ohnehin trockene Region befürchten lässt. Eine weitere Verschlechterung des Grundwasserangebotes muss unbedingt ausgeschlossen werden sowohl vom Pegel als auch von der Belastung durch Keime, Ammoniak und Medikamentenrückstände. 

Der Umgang mit den Reinigungsabwasser ist völlig unzureichend und wird in in seiner Bedenklichkeit unterschätzt. Nach der 56-tägigen Mast werden nach der Ausstellung die Kotmengen mittels Radlader aufgenommen. Die Fußböden werden danach mit Wasser gereinigt, gesammelt und das in den Ställen anfallende Reinigungsabwasser würde auf landwirtschaftlichen Nutzflächen ausgebracht. Es handelt sich aber um stark mit Keimen belastete Kotreste inklusive derer von verendeten Tieren. Eine anschließende Desinfektion der Ställe ist deshalb auch vorgesehen. Wo verbleiben letztlich auch noch diese chemischen Stoffe? Welche Schad- und Gefahrenstoffe sind in diesem Wasser enthalten und inwieweit geht davon eine Gefahr für Umwelt, Wildtiere und Menschen aus? Auf welche Flächen soll wie viel von diesem Wasser ausgebracht werden? Werden die dabei geltenden Grenzwerte eingehalten? Insbesondere müsste dabei miteinbezogen, welchen zusätzlichen Belastungen das jeweilige Gebiet ausgesetzt ist.

Es ist doch davon auszugehen, dass dieses Reinigungsabwasser sowohl hohe Mengen an Gülle als auch die darin enthaltenen Schadstoffe, zusätzlich auch verschiedenste Keime, Antibiotikarückstände etc. pp. enthält. Ohne genaue Angaben zur Belastung und Verbleib dieses Wassers ist die Anlage sicher nicht genehmigungsfähig.
Nitrat
Die Nitratgrenzwerte in Brandenburg werden teilweise bereits um ein Mehrfaches überschritten. In Märkisch-Oderland zum Beispiel in Alt Zerschdorf und Eichwerder, beide Standorte sind nur maximal 25km vom geplanten Anlagenstandort entfernt: https://www.gruene-fraktion-brandenburg.de/presse/pressemitteilungen/2017/grenzwertueberschreitung-von-nitrat-im-grundwasser-zahlreiche-landkreise-betroffen/
Deutschlands Nicht-Einhaltung der vorgegebenen Nitrat-Werte in den Böden führte bereits zu einer Klage durch die EU. Die Genehmigungsbehörde muss ihrer Vorsorgepflicht nachkommen und die Genehmigung der Anlage versagen.

Imagepflege vs. echte Verbesserung
Am 23.11. 2016 wird Detlef Brauer, Geschäftsfüher der ODEGA GmbH, mit dem Satz zitiert: „Wir haben das mit der bisherigen konventionellen Geflügelmastanlagen verbundene Schmuddel-Image der Massentierhaltung satt. Deshalb haben wir uns entschieden, erstmals in Deutschland FairMast-Anlagen zu errichten“.  Was ist mit all den anderen konventionellen Schmuddel-Anlagen, die unter Führung der ODEGA betrieben werden. Wie kann die ODEGA den Neubau einer Anlage rechtfertigen, wo sie doch offenkundig ihren eigenen konventionellen Geflügelmastanlagen-Bestand tiergerechter gestalten sollte?

Fehlende Übersetzung
Die „Wachstumskurve der Zuchtlinie Hubbard“ (Anhang 3.2) liegt nicht in deutscher Sprache vor und muss daher nachgereicht werden.

Keine Nachweise zur FairMast-Zertifizierung
Im Antrag finden sich keinerlei Hinweise darauf, dass FairMast-Anlagen zertifiziert werden müssen. Geschweige denn, wer diese zertifiziert. Auch fehlt der Hinweis darauf, dass sich innerhalb von vier Transport-Stunden ein FairMast-zertifizierter Schlachthof befinden muss. Der Antragssteller lässt es so erscheinen, als wäre die Anlage automatisch eine FairMast. Dem ist nicht so. Es muss ausgewiesen werden, wer die Zertifizierung wann vornimmt, ob sich ein FairMast-zertifizierter Schlachthof in besagtem Umkreis findet und wer diesen wann zertifiziert hat. Zudem muss ausgeführt werden, welche Alternativen der Antragssteller vorsieht, falls die FairMast-Zertifizierung versagt wird. 

Der Antrag muss in dieser Hinsicht nachgebessert werden und ist danach erneut auszulegen.

Kein geeigneter Schlachthof in Transportreichweite der Hühner
Laut FairMast-Richtlinie darf die Transportdauer der Lebewesen „4 Stunden nicht überschreiten“. Es befindet sich kein geeigneter Schlachthof in diesem Umkreis. Laut Aussagen der ODEGA-Gruppe sollen die Hühner im Schlachthof in Storkow getötet werden. Im Genehmigungsantrag fehlt es jedoch an jeglichen Nachweisen, dass dieser Schlachthof die FairMast-Kriterien erfüllt. Die Tierschutz-Organisation „Vier Pfoten“, die das FairMast-Label zertifizieren muss, hat den Schlachthof weder zertifiziert noch war ihr bis letztes Jahr bekannt, dass überhaupt zu zertifizierende Anlagen in Deutschland geplant sind.

Mängel im Schlachthof u. a.:

· Die Betäubungseinrichtungen entsprechen nicht den FairMast-Kriterien.

· Laut FairMast-Kriterien dürfen „Mitarbeiter, die mit lebenden Tieren arbeiten, nicht nach Akkordlöhnen bezahlt werden“. Wie es um die Arbeitsbedingungen im Schlachthof gestellt ist, dazu macht die Antragsstellerin keinerlei Angaben.

· Laut FairMast-Kriterien sollten die Tiere „nach Möglichkeit einzeln in aufrechter Position mit beiden Händen gefangen und in die Transportbehälter verbracht werden.“ Durch die laut Antrag zeitversetzte Ausstallung müssen knapp 40.000 Hennen und Hähne aus drei Ställen eingefangen werden. Bei der hohen Besatzdichte und den wenigen Arbeitskräften scheint dies unmöglich, wie in den FairMast-Richtlinien vorgegebenen, stressfrei für die Tiere ablaufen zu können.

Ohne Nachweise, dass alle FairMast-Richtlinien eingehalten werden können ist die Anlage nicht genehmigungsfähig.

Bestandsschutz 
Entgegen schwammig formulierter Aussagen im Antrag, die suggerieren sollen, dass sich noch Rinder auf dem Anlagengelände aufhalten, lebt seit Jahren kein Nutztier mehr auf der Anlage. Es bestehen daher erhebliche Zweifel, dass noch – wie im Antrag behauptet – Bestandsschutz für die Anlage besteht. 

Aktuelle Bauarbeiten an den Stallgebäuden
Beim Besichtigungstermin der Gruppe Tierfabriken-Widerstand am 7.8.2018 wurde dokumentiert, dass bereits Bauarbeiten an einem Stallgebäude vorgenommen wurden. Waren diese genehmigt, oder ein unerlaubter Vorgriff auf die erwartete Genehmigung der Anlage?
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